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oder Angeklagte ist darüber zu belehren, daß ihm gegen den 
Änderungsbeschluß das Recht der Beschwerde nach § 127 StPO 
zusteht. Wird der Haftbefehl während der gerichtlichen Haupt­
verhandlung erlassen, bedarf es keiner gesonderten richter­
lichen Vernehmung. Die Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 StPO 
sind durch die Vernehmung des Angeklagten in der Hauptver- 
handkmg gewahrt. Das gleiche gilt für die Fälle des § 132 Abs. 2 
StPO. Die Anordnung oder Vornahme weiterer Ermittlungen 
zur Entscheidung darüber, ob ein Haftbefehl aufrechtzuerhalten 
oder zu erlassen ist, ist unzulässig.

Zu Beginn der richterlichen Vernehmung ist der Beschuldigte 
oder Angeklagte über seine Rechte gemäß § 61 StPO zu be­
lehren. Eine Unterrichtung über die vorliegenden Beweismittel 
durch den Richter erfolgt, soweit sich die Sache noch im Sta­
dium des Ermittlungsverfahrens befindet, nicht. Ergeht Haft­
befehl oder bleibt ein bereits erlassener Haftbefehl aufrecht­
erhalten, so ist der Beschuldigte oder Angeklagte zu befragen, 
welche Angehörigen oder anderen Personen, an deren Benach­
richtigung er ein wesentliches Interesse hat, von seiner Ver­
haftung informiert werden sollen. Im richterlichen Verneh­
mungsprotokoll ist neben den Aussagen und Beweisanträgen 
des Beschuldigten oder Angeklagten aufzunehmen, daß die Be­
lehrung über die Rechte nach § 61 StPO sowie über das Recht 
der Haftbeschwerde vorgenommen wurde und welche Angehö­
rigen oder anderen Personen benachrichtigt werden sollen.

4.3. Haftbeschwerde und Haftprüfung

4.3.1. Legt der Beschuldigte oder Angeklagte gegen den Haftbefehl 
fristgemäß Haftbeschwerde (§ 127 StPO) ein, so hat das erst­
instanzliche Gericht auf der Grundlage der Akten sofort zu 
prüfen, ob der Beschwerde stattzugeben ist. Soweit sich die 
Strafsache noch im Stadium des Ermittlungsverfahrens be­
findet, ist zu diesem Zweck unverzüglich der Ermittlungsvor­
gang anzufordern.
Hält das Gericht die Beschwerde für begründet, so ist ihr 
— nach Einholung der Stellungnahme des Staatsanwaltes — 
stattzugeben. In diesen Fällen erläßt das erstinstanzliche Ge­
richt den erforderlichen Beschluß zur Aufhebung des Haft­
befehls (§ 132 Abs. 1 StPO). Der Beschluß ist dem Beschuldigten 
oder Angeklagten bekanntzumachen bzw. zuzustellen (§ 184 
StPO).

Gibt das erstinstanzliche Gericht der Beschwerde nicht statt, so 
hat es sie innerhalb von 3 Tagen dem Beschwerdegericht zur 
Entscheidung vorzulegen (§ 306 Abs. 3 StPO).


